
tärverwahung in Deutschland Nr.124 vom 30. Oktober 1945 
und Nr. 154/181 vom 21.Mai 1946 und der Befehle der Chefs 
der Verwaltungen der SMA der Länder, die in Ausführung der 
genannten Befehle des Obersten Chefs der Soctischen MiIL 
tärverwaltung in Deutschland erlassen werden sind. 
29, Die Organe der Innenministerien der Länder sind verpflich- 
iet, die Organe der Sowjetischen Militärverwaltung der Länder 
systematisch über den Gang der Durchführung des Befehls des 
Obersten Chefs der Sowjetischen Militärvexwaltung Deutsch- 
lands Nr. 201 vom 16‘ August 1947 zu informieren. 
In Übereinstimmung mit den Gesetzen Nr.4 und Nr. 10 des 
Kontrollrats in Deutschland beschränkt die vorliegende Aus- 
fühmngsbestimmung nicht die Iurisdiktionen und die VolL 
machten der Sowjetischen Militärverwaltung über die Verant- 
wortlichmachung von Kriegsverbrechem und Verbrechern ge- 
gen die Menschlichkeit oder anderen Naziverbrechern, die im 
Gesetz Nr. 10 und in der Direktive Nr.38 des Kontrolltats in 
Deutschland bezeichnet sind. 
Alle derartigen Verfahren können auf Weisung der Sowjeti— 
schen Militärverwnlmng den sowjetischen Untersuchungsorga- 
nen und Gerichten überwiesen werden. 
30. Die Verantwortung für die Durchführung des Befehls 
Nr. 201 des Obersten Chefs der Sowjetischen Militärverwalmng 
in Deutschland und der vorliegenden Ausführungsbestimmung 
wird den Chefs der deutschen Verwaltungen für innere Ange- 
legenheiten und für Iustiz sowie den Innenministem und 
Iustizministem der Länder auferlegt, die verpflichtet sind, pei 
riodisch Informationen an die Chefs der Verwaltung für Inneres 
und an die juristische Abteilung der Sowjetischen Militärver— 
waltung in Deutschland über den Gang der Durchführung des 
ubenbezeichneten Befehls zu geben. 

Berlin, den 7.1. August 1947. 

Der Stellvertreter des Stabschefs der SMA Deutschland 
General-Leutnant D. Samarski 
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Anlage 31 

Beschluß der Deutschen Wirtschaftskommission (DWK) über die 
Beendigung der Tätigkeit der Sequesterkommissionen 
Vom 31. März 1948 
Das Sekretariat der Deutschen Wirtschaftskonunission hat in 

seiner Sitzung vom 31, März 1948 beschlossen: 
1. Getragen vom Willen der Bevölkerung und ihrer Parteien 
und Organisationen, sind durch die Länder der sowjetischen 
Besatzungszone die Betriebe der Kriegs— und Naziverbrecher 
beschlagnahmt und in Volkseigentum übergeführt werden Die 
Enteignung des Vermögens der Kriegs- und Naziverbrecher ist 
ein bedeutsamer Schritt zur Sicherung des Friedens. 
2. Nach Durchführung dieser Aufgaben in den Ländern und 
nach Abschluß der Sequesterlisten bittet die Deutsche Wirt- 
schaftskommission die SMAD, die Enteignungen nach den von 
der Zentralen Deutschen Kommission für Sequestrierung und 
Beschlagnahme gemäß den Beschlüssen der Regierungen der Län- 
der vorgelegten Listen zu bestätigen. 
3‘ Nachdem nunmehr die Eigentumsverhältnisse an dem frühe- 
ren Vermögen der Kriegs- und Naziverbrecher klargestellt sind, 
bittet die Deutsche Wirtschaftskommission im Interesse der 
Fortführung des demokratischen Neuaufbaus der Wirtschaft 
die SMAD, zu bestätigen, daß die auf Grund des Befehls 
NL 124 gebildeten Sequesterkommissionen ihre Tätigkeit ein- 
stellen und aufgelöst werden 
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4. Alle Sequesterverfahren nach Befehl Nr.124 betreffend be— 
triebliches Vermögen sind am 1‘ April 1948, betreffend nicht- 
betricblichcs Vermögen bis zum 15‘ April 1948 beenden 
5. Die Landesregierungen werden verpflichtet, auf Grund der 
Richtlinien der Deutschen Wirtschaftskommission die Eintra- 
gung der in die Hand des Volkes übergegangenen Betriebe und 
des anderen Eigentums in das Handelsregister bzw. Grundbuch 
bis zum 15. Juli 1948 zu beenden. 
6. Die Deutsche Wirtschaftskommission lenkt die Aufmerksam- 
keit aller demokratischen Kräfte und Verwaltungsorgane der 
sowjetischen Besatzungszone auf die Bedeutung der in das 
Eigentum des Volkes übergegangenen Betriebe und sonstigen 
Vermögenswerre. Die Sicherung und volle Ausnutzung dieses 
Volkseigenmms ist eine vordringliche Aufgabe aller demokra- 
tischen Kräfte. Die Deutsche Wirtschaftskommission und die 
Landesregierungen übernehmen die Verpflichtung, die volkseL 
genen Betriebe mit qualifizierten Leitungen zu besetzen, die Ver- 
besserung der Organisation dieser Betriebe vorzunehmen, den 
Aufbau finanziell zu sichern und ihre Ertragsfähigkeit zu ge- 
währleisten. 

Berlin, den 31. März 1948 
Rau 

Vorsitzender 
Selbmann 

Stellv‚ Vorsitzender 

der Deutschen Wirtschaftskommission 
für die sowjetische Besatzungszone 
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Anlage 32 

Befehl der SMAD N1, 64 
über die Beendigung der Sequesterverfuhren in der sawietischeu 
Besatzungszone Deutschlands. 
Vam 17. April 1948 

Durch den Volksentscheid in Sachsen sowie durch die dem 
Volkswillen entsprechenden Beschlüsse der Regierungen der 
übrigen Länder der sowjetischen Besatzungszone wurden Be- 
triebe und sonstiger Besitz der Nazi- und Kriegsverbrecher, dar- 
unter auch aller großen Monopolvereinigungen, enteignet und 
in die Hände des deutschen Volkes übergeführt. 
Nach den von der Deutschen Wirtschaftskommission vorgeleg- 
ten Feststellungen wurden 8 "/o aller meldepflichtigen Industrie- 
betriebe, die zusammen etwa 40 0lo der gesamten Industriepm— 
duktion der Zone erzeugen, in den Besitz des deutschen Volkes 
übergefühxt. Diese Betriebe gehörten vor allem den großen Mo— 
nopolherren — Göring, Siemens, Flick und anderen —, die die 
bedeutendsten industriellen Reichtümer des Landes in ihren Be- 
sitz gebracht und zur imperialisfischen Aggression benutzt hat- 
tenÄ Als Eigentum des Volkes werden jetzt diese Betriebe zur 
Grundlage für den Wiederaufbau und die Entwicklung der 
Friedenswirtschaft in der sowjetischen Besatzungszone‘ Sie wer- 
den nicht mehr füxj imperialistische Aggression und zum Schaden 
des deutschen Volkes ausgenutz werden können. 
Die Deutsche Wirtschaftskommission teilte mit, da13 das Eigen— 
tum der Kriegs- und Naziverbrecher sowie der Monopolherren 
wirklich sequestriert und in den Besitz des Volkes übergeführt 
worden ist und daB sie es deshalb für umzweckmäßig halte, das 
Sequesterverfahren weiterhin anzuwenden und die Kommission 
zur Verteilung des sequestrienen Eigentums weiterbestehen zu 
lassen.


